
A n t r a g  

der Abgeordneten August Wöginger, MMag. DDr. Bubert Fuchs, Mag. Beate Meinl-Reisinger 
�S 

' 

Kolleginnen und Kollegen 

betreffend ein Bundesverfassungsgesetz, mit dem .. das Bundes-Verfassungsgesetz und das 
�undesverfassungsgesetz über Ermächtigungen des Osterreichischen Gemeindebundes und des 
Osterreichischen Städtebundes geändert werden 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Bundesverfassungsgesetz, mit dem das .. Bundes-Verfassungsgesetz und das 
�undesverfassungsgesetz über Ermächtigungen des Osterreichischen Gemeindebundes und des 
Osterreichischen Städtebundes geändert werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel! 

Änderung des Bundes-Verfassungsgesetzes 

Das Bundes-Verfassungsgesetz, BGBI. Nr. 111930, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGB\. I Nr. 
14/2019, wird wie folgt geändert: 

I. Art. 13 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Bund, Länder und Gemeinden haben sicherzustellen, dass die Verpflichtungen der Republik Österreich 
aus Rechtsakten der Europäischen Union zur Einhaltung der Haushaltsdisziplin erfüllt werden; in diesem Rahmen 
haben sie bei der Haushaltsfiihrung die Sicherstellung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichtes und nachhaltig 
geordneter Haushalte anzustreben." 

2. In Art. 13 wird nach dem Abs. 2 folgender A bs. 2 a eingefügt: 

,,(2a) Bund, Länder und Gemeinden haben ihre Haushaltsfiihrung und sonstigen Maßnahmen in Hinblick auf 
die Ziele gemäß Abs. 2 im Wege des Österreichischen Stabilitätspaktes zu koordinieren." 

3. Nach dem Art. 13 wird folgender Art. 13a eingefügt: 

"Artikel 13a. (I) Die Haushalte von Bund, Ländern und Gemeinden (landesweise) sowie der Träger der 
Sozialversicherung sind grundsätzlich zumindest auszugleichen (administratives Nulldefizit). 

(2) Für den Bund ist dem Grundsatz gemäß Abs. 1 entsprochen, wenn der Nettofinanzierungsbedarf der 
allgemeinen Gebarung maximal 0,35 % des nominellen Bruttoinlandsprodukts nicht überschreitet. 

(3) Für die Länder und Gemeinden (landesweise ) ist dem Grundsatz gemäß Abs. 1 entsprochen, wenn der 
Nettofinanzierungsbedarf der allgemeinen Gebarung insgesamt 0,1 % des nominellen Bruttoinlandsprodukts nicht 
überschreitet. 

(4) Bund und Länder können zusätzlich zu Abs. 1 bis 3 Regelungen zur im Auf- und Abschwung 
symmetrischen Berücksichtigung der Auswirkungen von einer Norrnallage abweichenden konjunkturellen 
Entwicklung sowie eine Ausnahmeregelung für Naturkatastrophen oder außergewöhnliche Notsituationen, die 
sich der Kontrolle des Staates entziehen und die staatliche Finanzlage erheblich beeinträchtigen, vorsehen. Für die 
Ausnahmeregelung ist eine entsprechende Tilgungsregelung vorzusehen. 

(5) Abweichungen von den zulässigen Obergrenzen gemäß Abs. 1 bis 4 werden auf einem Kontrollkonto 
erfasst. Belastungen des Kontrollkontos, die den Schwellenwert von 1,25 % des nominellen Bruttoinlandsprodukts 
überschreiten, sind konjunkturgerecht zurückzufiihren. 

(6) B und, Länder und Gemeinden haben den Aufwand aus der Verhängung all fälliger finanzieller Sanktionen, 
welche gemäß den Rechtsakten der Europäischen Union zur Einhaltung der Haushaltsdisziplin oder dem Vertrag 
über Stabilität, Koordinierung und Steuerung in der Wirtschafts- und Währungsunion verhängt werden, im 
Verhältnis der Verursachung zu tragen. 
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(7) Für den Bund, die Länder und Gemeinden (landesweise) sind die näheren Regelungen zu Abs. 1 bis 5, 
insbesondere die Anteile der Länder und Gemeinden am zulässigen Haushaltssaldo gemäß Abs. 3, zulässige 
Abweichungen, das Verfahren zur Berechnung der jährlichen Haushaltsobergrenze unter Berücksichtigung der 
konjunkturellen Entwicklung, sowie die Kontrolle und der Ausgleich von Abweichungen des tatsächlichen 
Haushaltssaldos im Rahmen eines Kontrollkontos im Österreichischen Stabilitätspakt festzulegen. Darüber hinaus 
ist im Österreichischen Stabilitätspakt die Einhaltung der unionsrechtlichen Verpflichtungen insbesondere im 
Zusammenhang mit dem Stabilitäts- und Wachstumspakt, sicherzustellen. Kommt eine derartige Vereinbarung 
nicht zustande, dann wird die Aufteilung der Anteile der Länder und Gemeinden (landesweise) am zulässigen 
Haushaltssaldo gemäß Abs. 3 bundesgesetzlich geregelt. 

(8) Die Haushalte der Träger der Sozialversicherung sind derart zu fuhren, dass durch diese sich der 
gesamtstaatliche Haushaltssaldo gemäß unionsrechtlichen Verpflichtungen insbesondere im Zusammenhang mit 
dem Stabilitäts- und Wachstumspakt nicht verschlechtert. Die näheren Regelungen sind durch Bundesgesetz zu 
treffen." 

4. In Art. 51 Abs. 9 wird nach Z 1 folgende Z la eingefügt: 

"la. ausgeglichener Haushalt des Bundes gemäß Art. 1 3a" 

5. Dem Art. 151 wird folgender Abs. 57 angefügt: 

,,(57) Art. 13a Abs. I bis 4 ist erstmals auf die das Finanzjahr 2021 betreffenden Haushaltsbeschlüsse von 
Bund, Ländern und Gemeinden anzuwenden. " 

Artikel 2 

Änderung des Bundesv�rfassungsgesetzes über Ermächtigungen des Österreichischen 
Gemeindebundes und des Osterreichischen Städtebundes 

Das Bundesverfassungsgesetz über Ermächtigungen des Österreichischen Gemeindebundes und des 
Österreichischen Städtebundes, BGBL I Nr. 6111998, wird wie folgt geändert: 

1. Die bisherigen Art. 1 bis 3 werden als Art. 2 bis 4 bezeichnet. Der neue Art. 1 samt Überschrift lautet: 

"Artikell 

Stabilitätspakt 

Bund, Länder und Gemeinden, diese vertreten durch den Österreichischen Gemeindebund und den 
Österreich ischen Städtebund, haben die näheren Regelungen über die Haushaltsfuhrung gemäß Art. 13 und 13a 
B-VG durch eine Vereinbarung über einen Stabilitätspakt festzulegen." 

2. Im neuen Art. 2 wird die Überschrift "Konsultationsmechanismus" eingefügt und es entfallen im Abs. 1 die 
Wortfolge "und einen Stabilitätspakt" und der Abs. 3. 

3. Im neuen Art. 3 Abs. 1 erster Satz und im neuen Art. 4 wird jeweils die Wortfolge "Auf die Vereinbarungen 
gemäß Art. I " durch die Wortfolge "Auf die Vereinbarungen gemäß Art. 1 und 2" ersetzt. 

Zuweisungsvorschlag: Budgetausschuss 

( 
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Begründung: 

Angesichts der Entwicklung der öffentlichen Schulden im letzten Jahrzehnt braucht es die Einfiihrung einer 
Schuldenbremse im Verfassungsrang. Nur eine in der Verfassung verankerte Schuldenbremse kann dafiir sorgen, 
dass Österreich in konjunktureU hervorragenden Jahren einen Überschuss schafft und mit diesem Polster dann 
notwendige Investitionen in schlechten Jahren finanziert. 

Zwar zielt der EU-Stabilitäts- und Wachstumspakt auf ein ausgeglichenes Budget ab, jedoch ohne Mechanismen 
zur automatischen Anpassung der Steuern oder Ausgaben. Und erst nach einem zeitaufwändigen und stark 
politisch geprägten Prozess zwischen Mitgliedsstaat und EU-Institutionen können Sanktionen in Form von 
Strafgeldern verhängt werden. 

Als Vorbild können wir auf bewährte Beispiele (zB. Schweiz) zurückgreifen. Konkret werden im FaU der 
Schuldenbremse die zulässigen Ausgaben auf die Höhe der um einen Konjunkturfaktor bereinigten Einnahmen 
begrenzt. Über den kompletten Konjunkturzyklus ist der Haushalt somit ausgeglichen. Nicht auszuschließen ist, 
dass Schätzfehler passieren. 

Eine Schuldenbremse nach dem Schweizer Vorbild ist daher notwendig, um eine vernünftige Budgetpolitik 
aufzuziehen. Dafür muss die Schuldenbremse mit einem entsprechenden gesetzlichen Hebel ausgestaltet werden 
- hierfiir soU mit diesem Gesetz die Grundlage geschaffen werden. 
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